
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Beschluss 
 

der Sitzung 
 

des Ausschusses für öffentliche Ordnung und Verkehr am 05.05.2015 
 
 
 
 
11.2 Anregung bzgl. Lärmminderung an der BAB 1 und BAB 61   596/2013 1. Ergänzung 

 
Auf Antrag der SPD Fraktion wird die Verwaltung mit der Prüfung beauftragt, inwieweit den 
Anliegern mit grenzwertigen Lärmwerten ein Anrecht auf passiven Lärmschutz zusteht. 
Diesbezüglich soll der Landesbetrieb Straßen angeschrieben werden. Über das Ergebnis soll dem 
Ausschuss in der nächsten Sitzung berichtet werden. 
       Einstimmig, 0 Enthaltung(en) 
 
Vertagt in die nächste Sitzung 

 




